
Neue Justiz 2/78 53

tisch die Möglichkeit für den Kiüstenstaat ausschließen, 
die Erkundung lebender und mineralischer Ressourcen in 
seiner ökonomischen Zone bzw. auf seinem Festlandsockel 
zu kontrollieren.

Selbstverständlich wird auch im neuen Verhandlungs­
text das Recht aller Staaten auf freie wissenschaftliche 
Forschung im offenen Meer bestätigt

System der friedlichen Streitbeilegung

Der jetzige Entwurf sieht in Art. 279 ff. ein breit gefä­
chertes System der Beilegung von Streitfällen vor, die sich 
aus der Auslegung oder Anwendung der Seerechtskon­
vention ergeben können. Insbesondere ist zunächst die 
Forderung der sozialistischen Staaten wie der Mehrzahl 
der Entwicklungsländer berücksichtigt worden, wonach 
alle Staaten verpfichtet sind, im Zusammenhang mit der 
Anwendung oder Auslegung der Konvention entstehende 
Streitigkeiten ausschließlich mit friedlichen Mitteln zu 
lösen. Wichtig ist dabei Art. 280, der vorsieht, daß alle 
Staaten unabhängig von den in diesem Teil festgelegten 
Prozeduren die freie Wahl der Mittel haben, d. h. durch 
Vereinbarung selbst darüber entscheiden können, in wel­
cher Form zwischen ihnen bestehende Streitigkeiten fried­
lich geregelt werden.

Gleichzeitig sieht der Entwurf eine Reihe von Institu­
tionen zur Lösung von Streitigkeiten vor. Das ist einmal 
die Form des Vergleichs. Danach können an einem Streit 
beteiligte Staaten vereinbaren, diesen Fall von einer Ver­
gleichskommission behandeln zu lassen, deren Mitglieder 
von ihnen auf gleichberechtigter Grundlage aus einer Kan­
didatenliste ausgewählt werden, die beim Generalsekretär 
der Vereinten Nationen auf Vorschlag der Teilnehmer­
staaten geführt wird. Eine weitere Möglichkeit, Streitfälle 
zu bereinigen, ist die Schaffung von Schiedsgerichten. Die 
Richter dieses Gerichts werden ebenfalls von den Streit­
parteien aus einer beim UNO-Generalsekretär deponier­
ten Liste gewählt.

Als ständiges Organ der Streitbeilegung soll ein Inter­
nationaler Seegerichtshof gebildet werden, der aus 21 Rich­
tern besteht. Dieser Gerichtshof bildet spezielle Kammern, 
wobei eine besondere Kammer für Streitigkeiten geschaf­
fen wird, die im Zusammenhang mit der Erforschung und 
Ausbeutung des Meeresgrundes und -Untergrundes jen­
seits des Festlandsockels entstehen. Die 11 Mitglieder dieser 
Kammer sollen aus der Mitte der 21 Richter durch die 
Versammlung der Meeresbodenbehörde gewählt werden.

Darüber hinaus haben die Staaten die Möglichkeit, beim 
Beitritt zur Konvention zu erklären, daß sie bestimmte 
Streitigkeiten in einem Spezialverfahren vor gesonderten 
Streitschlichtungskommissionen beilegen wollen. Dazu ge­
hören Fragen der Fischerei, des Schutzes und der Erhal­
tung der Meeresumwelt, der wissenschaftlichen Meeres­
forschung und Fragen der Schiffehrt. Die Listen der Exper­
ten werden auf Vorschlag der Staaten bei den Vereinten 
Nationen oder entsprechenden internationalen staatlichen 
Organisationen deponiert.

Ungeachtet der Tatsache, daß auch in diesem Bereich 
noch eine ganze Reihe von Fragen offen sind, bietet dieses 
breite System der friedlichen Streitbeilegung insgesamt die 
Möglichkeit, in einer von den Streitparteien zu entschei­
denden Form alle Streitigkeiten mit ausschließlich fried­
lichen Mitteln izu regeln.

•

Dieser Überblick macht deutlich, daß nach wie vor wich­
tige Fragen einer für alle Staaten annehmbaren Seerechts­
konvention ungelöst sind. Wie der Stellvertreter des Mini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten der DDR,
E. M o l d t ,  hervorhob, ist und bleibt die entscheidende 
Voraussetzung für ein erfolgreiches Vorankommen der 
III. Seerechtskonferenz „die Notwendigkeit, Kompromiß­
geist zu zeigen und die Grundinteressen aller Staatengrup­
pen und Länder in Betracht zu ziehen“.® Was die DDR be­
trifft, so wird sie wie bisher gemeinsam mit den sozialisti­
schen Bruderländem und im Bündnis mit den Entwick­
lungsländern alles daran setzen, damit die Weltmeere zu 
einer Sphäre der internationalen friedlichen Zusammen­
arbeit werden, die vollständig in den Entspannungsprozeß 
einbezogen ist und deren bedeutende Reichtümer und Ge­
biete zu friedlichen Zwecken und zum Wöhle der Mensch­
heit genutzt werden. * III.

1 Zum Verlauf und zu den Ergebnissen der 1. bis 3. Session der
III. UNO-Seerechtskonferenz vgl. G. Gömer/H. Wünsche, „Ent­
wicklungstendenzen bei der Kodtflzierung des Seevölkerrechts“, 
NJ 1975 S. 673 ff.; zur 4. und 5. Session vgl. dieselben, „Neues 
Seerecht muß den Interessen aller Staaten Rechnung tragen“, 
horizont 1976, Nr. 52, S. 20 f.

2 Der „Informelle zusammengesetzte Verhandlungstext“ 1st im 
UNO-Dokument A/CONF. 62/WP. 10 veröffentlicht

3 Das erläuternde Memorandum des Präsidenten der Konferenz 
1st lm UNO-Dokument A/CONF. 62/WP. 10 Add. l veröffentlicht

4 Vgl. Bekanntmachung vom 25. Juni 1974 über den Beitritt der 
DDR zu dieser Konvention (GBl. n S. 465).

5 Der Text vom 6. Mai 1976 trägt die Dokumenten-Nr. A/CONF. 
62/WP. 8/Rev. l/Part n.

6 „Auf dem Wege zu einer neuen Seeredhtskonventdon“, Inter­
view mit E. Moldt über die 6. Session der UNO-Seerechtskon­
ferenz, horizont 1977, Nr. 45, S. 18.

Aufgaben der Jugendhilfeorgane 
auf dem Gebiet der Erziehungshilfe
Prof. Dr. habil. EBERHARD MANNSCHATZ, Sektion Pädagogik der Humboldt-Universität Berlin

Auf dem IX. Parteitag hat die Sozialistische Einheitspar­
tei Deutschlands die Richtung der weiteren gesellschaft­
lichen Entwicklung in unserer Republik gekennzeichnet.

Der Parteitag hat in diesem Zusammenhang die Be­
deutung der kommunistischen Erziehung der jungen Gene­
ration hervorgehoben. Damit hat er den Pädagogen und 
Schulfunktionären der DDR große, verantwortungsvolle 
Aufgaben gestellt. Bei ihrer Verwirklichung sind wir 
schon gut vorangekommen. Das betrifft auch die Jugend­
hilfe.

Die Hilfe, die wir den Familien leisten, die mit der 
Erziehung ihrer Kinder nicht zurecht kommen, ist wirk­
samer geworden. Für die Arbeitsweise der Jugendhilfe­
organe ist charakteristisch, daß sie von Anfang an eng 
mit den Kollektiven Zusammenarbeiten, in denen die Kin­
der leben und lernen. Sie verbünden sich mit den Arbeits­

kollektiven, um deren positiven Einfluß auf die Lebens­
weise der betreffenden Eltern zu nutzen. Die kamerad­
schaftliche Zusammenarbeit mit anderen staatlichen Orga­
nen zur Veränderung der Lebensveihältnisse in den Fami­
lien hat sich wesentlich verbessert. Die Fähigkeit hat sich 
entwickelt, solche individuellen Erziehungsprogramme 
auszuarbeiten, die für die Beteiligten eine echte Hilfe sind 
und das komplexe Zusammenwirken von der einheitlichen 
Zielstellung her stimulieren und aufeinander abstimmen.

Wir sind uns dessen bewußt, daß diese Fortschritte eng 
mit der Verwirklichung der Politik des VIII. Parteitages 
Zusammenhängen. Die mit der Verwirklichung der Haupt­
aufgabe verbundene Entwicklung der sozialistischen Le­
bensweise, der sozialistischen Demokratie, die Erhöhung 
des Bildungs- und Kultumiveaus der Bevölkerung sowie 
die auf die Stabilisierung der Familienverhältnisse gerich-


